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Abstract 
 
Wie gehören ein ordnungspolitischer Rahmen von Innovationssystemen, die ausge-
staltende Innovationspolitik sowie Forschungs- und Entwicklungen der einzelnen 
Wirtschaftsakteure zusammen? Welche Möglichkeiten sollten Staaten und Unter-
nehmen nutzen, um eine innovationsfreundliche Gesamtpolitik zu betreiben. Vor al-
lem welche Konsequenzen hat das Eingreifen des Staats, welches notwendig ist, auf 
die Entwicklungen der Innovationen? Wie wirkt sich Systemversagen auf einen po-
tentiellen Output neuer Entwicklungen aus und welche Rolle spielt hierbei das Hu-
mankapital? All diese Fragen beantwortet dieses Paper, das sich mit diesem Wech-
selspiel zwischen öffentlichem Sektor und privaten Unternehmen beschäftigt. 
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Janno Reiljan, Ingra Paltser 

 

Struktur und Zusammenhänge des staatlichen 

Innovationssystems und der Innovationspolitik 

 

 

Einführung 

 

Innovation ist mit einem zusätzlichen Kostenaufwand verbunden um Innovationsmög-

lichkeiten zu erforschen und Neuerungen zu planen, auszuprobieren und anzuwen-

den. Aus dem Kostenaufwand der Innovationsprozesses und der daraus resultierten 

Ergebnisunsicherheit ergeben sich sowohl Gewinn- als auch Verlustmöglichkeiten. 

Eine wirksame Erneuerung kann auf dem Markt einen erhofften Vorrang gegenüber 

Konkurrenten bringen, der eine Vergrößerung des Marktanteils und des Gewinnes 

ermöglicht. Der Misserfolg eines Innovationsprozesses jedoch bringt einen Verlust 

der eingebrachten Aufwendungen (Geld und Zeit) mit sich, welcher die wirtschaftli-

chen Ergebnisse und somit die Marktposition verschlechtert. Deswegen behindern 

diese große Risiken die Innovationsbestrebungen der Wirtschaftssubjekte und somit 

die ganze Entwicklung. Um die mit der Innovation verbundenen Ausgaben und Risi-

ken der Wirtschaftssubjekte zu verringern, wird durch die Unterstützung des öffentli-

chen Sektors ein staatliche Innovationssystem entwickelt. Dieses System verhilft da-

bei Kosten, die bei der Schaffung und Aufrechterhaltung einer innovationsfördernden 

Umwelt (wie Bildung, Wissenschaft, Informationsversorgung/-vermittlung, Schutz des 

intellektuellem Eigentums, Kommunikationsnetze u.v.m) entstehen, zu übernehmen. 

Gleichzeitig lenkt dieses System die Wirtschaftssubjekte mittels verschiedener politi-

scher Maßnahmen(Bestellungen des öffentlichen Sektors, Steuerermäßigungen, 

Subventionen u.v.m.) hin zu innovativen Erneuerungen. In einer immer mehr ver-

flochtenen Welt hängen diese Aktivitäten und Ergebnisse von Wirtschaftssubjekten, 

im Hinblick auf Innovationsprozessen, wesentlich von einer reibungslosen Wirkung 



 

 

des staatlichen Innovationssystems und der Wirksamkeit von innovationspolitischen 

Maßnahmen ab. 

Das Ziel des vorliegenden Artikels ist, die Rolle des öffentlichen Sektors bei der 

Schaffung und der Sicherung der Wirkung des Innovationssystems systematisch 

darzustellen. Um diese Ziel zu erreichen, wurden folgende Forschungsaufgaben ge-

stellt und gelöst: 

1. Erläuterung von Problemen und Gründen, warum sich der öffentliche Sektor in 

die Innovationsprozesse einmischt; 

2. Darstellung des Wesens des Innovationssystems und Ausarbeitung eines voll-

ständigen staatlichen Modells des Innovationssystems; 

3. Analyse der Bereiche und der Struktur der Innovationspolitik aufgrund der For-

schungsergebnisse verschiedener Autoren. 

 

 

1. Theoretische Grundlagen der Innovationspolitik 

 

In diesem Teil werden zuerst wirtschaftstheoretische Begründungen für die Einmi-

schung des öffentlichen Sektors in die Innovationsprozesse behandelt, danach wer-

den die Probleme, die mit der Einmischung des öffentlichen Sektors allgemein und 

konkret mit der Anwendung einiger innovationspolitischen Instrumente verbunden 

sind, festgestellt. 

 

Generell spielt der öffentliche Sektor die wesentliche Rolle im staatlichen Innovati-

onssystem, dessen Aufgabe ist, die Entstehung, Verbreitung und die Anwendung 

von Innovationen zu unterstützen (Edquist 2006:182). Das Dasein und die Einmi-

schung des öffentlichen Sektors in die Wirtschaft wird im Allgemeinen mit dem Liqui-

dierungsbedarf des Marktversagens (market failures) begründet. Die Anwendung der 

Innovationspolitik kann man auch in gewissem Maße mit Marktversagen begründen. 

Das Marktversagen kommt zum Vorschein, wenn die Marktmechanismen nicht im-

stande sind, langfristige Investitionen zum Innovationsprozess zu sichern, weil der 

Prozess unsicher, unteilbar und nicht ausschließend ist (Nelson 1981: 106-107). We-



 

 

gen des Marktversagens bleiben die Schaffung und die Anwendung neuer Kenntnis-

se stecken. Als Marktversagen gilt der Umstand, wenn die Marktmechanismen den 

positiven äußeren Einfluss der Innovationen auf die gesellschaftliche Entwicklung 

insgesamt nicht berücksichtigen. Die Aufgabe des öffentlichen Sektors besteht darin, 

durch Vermeidung von Risiken und mit Hilfe der Subventionen die Schaffung von 

Erfindungen und wissenschaftlichen Entdeckungen zu fördern und das intellektuelle 

Eigentum zu schützen (Edquist et al. 2004:438). 

 

Die Innovationspolitik, die auf die Kostensenkung und Risikovermeidung gerichtet ist, 

entspricht dem „linearen Prozess“ der Innovation, (Entwicklung neuer Kenntnisse in 

einer Forschungsanstalt) danach wird dieses Wissen in einem Betrieb/in einer Orga-

nisation, wo die Produkte/Dienstleistungen angeboten werden, verwendet. Linear 

verlaufen aber nur wenige Innovationsprozesse. Daraus schließt sich, dass das 

Marktversagen nicht das einzige Innovationshindernis ist. 

 

Die Rolle des öffentlichen Sektors bei der Unterstützung der innovativen Tätigkeit 

lässt sich am besten durch die Theorie des Systemversagens (system failures) erklä-

ren, die als Grund für das niedrige Innovationsergebnis die das Versagen in der Zu-

sammenarbeit der an dem Innovationssystem Beteiligten sieht (Soete et al. 2009: 

15). Nach der OECD (1997a: 41) besteht das Systemversagen aus: 

 

1. Der unzureichenden Zusammenarbeit der am Innovationsprozess beteiligten 

Partner, 

2. In der Unvereinbarkeit zwischen der Basiswissenschaft des öffentlichen Sektors 

und den Anwendungsforschungen des privaten Sektors, 

3. Aber auch in der unwirksamen Tätigkeit der Organisationen, die für die Techno-

logieübetragung zuständig sind, 

4. und in den Fehlern der Informationsverbreitung.  

 

Das Innovationsergebnis der Unternehmen ist schlecht, wenn diese Versagen nicht 

beachtet oder nicht zu verhindern gelingt. 

 



 

 

Als Systemversagen zeigen sich die die Innovation bremsenden Uneinigkeiten (da-

runter Widesprüche) zwischen den Organisationen und Institutionen des Innovati-

onssystems und auch zwischen den Politiken verschiedener Bereiche. Die Aufgabe 

des öffentlichen Sektors besteht im allgemeinem nicht in der Unterstützung der indi-

viduellen Innovationstätigkeiten der Wirtschaftssubjekte. Der öffentliche Sektor soll 

entsprechende politische Instrumente einsetzen, damit ein gut wirkendes Innovati-

onssystem entstehen, funktionieren und sich weiterentwickeln kann. Um das Sys-

temversagen zu überwinden, sollen die politischen Instrumente die systemimmanen-

ten Komponenten schaffen, die Kooperationsbeziehungen fördern und die enstande-

nen Fehler korrigieren. (Metcalfe 2005: 68) 

 

Edquist verdeutlicht drei wesentliche Systemversagen (2002: 235): es fehlen enspre-

chende Organisationen, die das Innovationssystem nutzen, oder die vorhandenen 

Organisationen sind unzulänglich; es fehlen entsprechende Institutionen, die das In-

novationssystem betätigen, oder die vorhandenen Institutionen sind unzulänglich; es 

fehlt die Zusammenarbeit zwischen den Komponenten (Institutionen und Organisati-

onen) oder sie ist mangelhaft. Ein Standpunkt hat sich als wahr erwiesen (Arnold 

2004: 7), der öffentliche Sektor soll nicht nur die (traditionelle) Basiswissenschaft fi-

nanzieren, sondern auch für die Wirkung des ganzen Innovationssystems zuständig 

sein, ebenso das enstandene Versagen beseitigen oder vermindern. 

 

Laut Arnold wird das Systemversagen in vier Gruppen eingeteilt (Ibid.: 7): 

 

1. (capability failures) – die Unfähigkeit der Unternehmen oder der Organisationen 

in ihrem Interesse das Beste zu machen (Gründe: schlechte Führung, technolo-

gische Kompetenz fehlt, schwache Lernfähigkeit oder die Unfähigkeit, vorhande-

ne Technologien anzuwenden); 

2. Versagen in den Institutionen (Organisationen) (failures in institutions) – Unter-

nehmen und andere Organisationen (Universitäten, wissenschaftliche Institute, 

Patentamt usw.) wirken starr, daraus folgt die Unfähigkeit, sich an die Verände-

rungen in der Umwelt anzupassen; 

3. Netzwerkversagen (network failures) – Probleme in den Beziehungen zwischen 



 

 

den an dem Innovationssystem beteiligten Personen (Beziehungsmangel oder 

mangelhafte Beziehungsqualität); Transferversagen (transition failures), wenn 

neue Technologiemöglichkeiten nicht verwendet werden können; ins Stocken 

geratenes Versagen (lock-in failures), wenn moralisch abgenutzte Technologien 

für zu lange Zeit verwendet werden und Probleme bezüglich der Marktstruktur; 

4. Rahmenwerkversagen (framework failures) – Mängel an Rechtsinstitutionen, am 

Schutz des intellektuellen Eigentums, an Gesundheits- und Sicherheitsvorschrif-

ten und an anderen Hintergrundsbedingungen (kulturelle und soziale Wertein-

schätzungen). 

 

Laut Tsipouri et al. (2008: 15) sollte zu den vier obenerwähnten Systemversagen 

noch eine fünfte hinzugefügt werden, das Politikversagen (policity failures) – die 

Mängel am politischen Führungssystem (Ausarbeitung und Einschätzung der Politik 

usw.). 

 

Um das Systemversagen zu vermeiden, sollte der öffentliche Sektor politikbetreffen-

de Beratungsprogramme oder Konsultationsforen ausarbeiten und in Gang bringen, 

die die Innovationen systematisch fördern und die Politik koordinieren. 

 

    Eine  Einmischung des öffentlichen Sektors in die Innovationsprozesse wird kritisiert, 

wenn damit der normale Verlauf der marktwirtschaftlichen Prozesse gestört wird. Die 

Einmischung des öffentlichen Sektors in die Wirtschaft, darunter auch in die Innovati-

onsprozesse, kann nicht immer als zweckmäßig (nützlich) eingeschätzt werden. Ed-

quist et al. (2004: 430) sind der Meinung, dass für die öffentliche Einmischung zwei 

Bedingungen vorhanden sein müssen: das Problem des Markt- oder Systemversa-

gen, d.h. die Unternehmen scheiterten und konnten ihre Innovationsziele nicht errei-

chen. Hier sollten die Einrichtungen des öffentlichen Sektors imstande sein, die Prob-

leme der marktwirtschaftlichen Prozesse zu lösen oder vermeiden, dass bedeutet, 

sie sollen sachkundig die passenden innovationspolitischen Instrumente verwenden.  

 Wenn die Zweckmäßigkeit der Einmischung des öffentlichen Sektors analysiert wird, 

so sollten aber auch mögliche Versagungen des öffentlichen Sektors in Betracht ge-

zogen werden. 



 

 

Die Zuschüsse des öffentlichen Sektors vergrößern allgemein die gesellschaftlichen 

Gesamtkosten, die durch die Einführung neuer Produkte und Technologien entste-

hen, der Wissenstransfer aus den wissenschaftlichen Einrichtungen in die Unter-

nehmen wird langsamer und das Risiko zum Missglücken wird größer. Es können 

aber auch noch andere Gefahren entstehen: 

 

1. Mit Hilfe von Zuschüssen der Forschungs- und Entwicklungstätigkeit werden 

neue Produkte zu schnell auf den Markt gebracht und ihr Lebenszyklus wird 

dadurch unbegründet kürzer (Grupp 1998: 387); 

2. Die regionale Entwicklung wird ungleichmäßiger – innerhalb der EU sind die Un-

terschiede in der regionalen Entwicklung größer geworden (s. Reiljan 2010), die 

Konzentration der Innovationszuschüsse der weiterentwickelten Regionen trägt 

sein weiteres dazu bei. (Fagerberg 2002: 56) 

 

Es gibt eine ganze Reihe von Politikinstrumenten, die die Innovationen fördern. Die-

se Instrumente werden unterschiedlich eingeschätzt. Jeder Staat steht vor der Auf-

gabe, das passende innovationspolitische Instrumentensystem auszuarbeiten und 

wirksam anzuwenden. Bei der Ausarbeitung der Innovationspolitik sind der Umfang 

und die Zweckmäßigkeit der Einmischung des öffentlichen Sektors festzustellen. Um 

Erfolg zu erzielen, sollen bei der Auswahl der innovationspolitischen Instrumente be-

sonders die staatlichen Entwicklungspläne der wichtigsten Bereiche der Wirtschaft 

und Gesellschaft im allgemeinem berücksichtigt werden. Ebenso sollen die spezifi-

schen Außenfaktoren, die die Entwicklung des Staates beeinflussen, in Betracht ge-

zogen werden. Für die Entwicklung des estnischen Innovationssystems ist die An-

passung der innovationspolitischen Instrumente an die Bedingungen eines Kleinstaa-

tes besonders wichtig (s. Friedrich et al. 2011). 

 

 

 

 

 

 



 

 

2. Die Rolle des öffentlichen Sektors im Innovationssystem 

 

 Im folgenden werden die Probleme, die mit der Strukturierung und Festlegung des 

staatlichen Innovationssystems verbunden sind, behandelt. Der Begriff “das staatli-

che Innovationssystem” wurde von Christopher Freeman eingeführt. Er definierte 

dieses System folgenderweise (1987: 1): „Institutionennetzwerk im öffentlichen und 

privaten Sektor, dessen Handeln und Mitwirkung zu neuen Technologien inspiriert, 

diese einführt, verändert und verbreitet.“ Nelson (1992: 365) betrachtet das staatliche 

Innovationssystem als Netzwerk der miteinander verflochtenen Institutionen und Or-

ganisationen, die zusammen die Innovationstätigkeit der Unternehmen leisten. Met-

calfe (1994: 940) definiert das staatliche Innovationssystem als System der Institutio-

nen und Organisationen, welche die technologische Entwicklung und deren Verbrei-

tung fördern. Er betrachtet das Innovationssystem als Rahmen, in der die Innovati-

onspolitik sich bewegt. 

 

 Im Bericht der OECD (1997a: 9) steht, dass die Festlegung des staatlichen Innovati-

onssystems auf der Voraussetzung beruht, dass diese Innovationen und der techno-

logische Fortschritt das Resultat der komplizierten Beziehungen sind, indem die Sub-

jekte neue Erkenntnisse schaffen, verbreiten und anwenden. Das staatliche Innovati-

onsergebnis besteht darin, wie diese Subjekte bei der Entwicklung und der Anwen-

dung neuer Erkenntnisse miteinander verflechtet sind und welche Technologien sie 

verwenden. Edquist (2006: 182) betrachtet das Innovationssystem als Gemeinschaft 

von allen wesentlichen wirtschaftlichen, sozialen, politischen, organisatorischen, insti-

tutionellen und anderen Elementen, die in ihrer gegenseitigen Verknüpfung die Dar-

stellung, Verbreitung und die Verwendung der Innovationen beeinflussen. Laut Lund-

vall (2010: 2) besteht das staatliche Innovationssystem aus Elementen und deren 

gegenseitigen Zusammenhängen, die gemeinsam die Schaffung, Verbreitung und 

die Verwendung des neuen und wirtschaftlich nützlichen Wissenspotentials beein-

flussen. Die Innovation als Anwendung des modernen Wissenspotentials findet laut 

dieser Betrachtung im Innovationssystem der Unternehmen oder der Organisationen 

selbst statt. Das staatliche Innovationssystem mit Hilfe von innovationspolitischen 

Instrumenten unterstützt diesen Prozess lediglich. 



 

 

 Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass im Gegensatz zu den früher erwähn-

ten Standpunkten, wobei die Innovation als Endresultat einer der Basiswissenschaft 

entsprungenen linearen Kette betrachtet wurde, die Organisationen, Institutionen und 

Unternehmen, die für die Förderung des Innovationssystems gegründet worden sind, 

als gegenseitig verflochtenes Netzwerk zu betrachten sind.  

 

 In der Fachliteratur wird das staatliche Innovationssystem im engeren und weiteren 

Sinne dargestellt.  

 Im engeren Sinne konzentriert sich das staatliche Innovationssystem auf die Organi-

sationen, Institutionen und die Gesetze, die direkt auf die Ausarbeitung und Anwen-

dung wissenschaftlicher und technologischer Innovationen gezielt sind.  

 

 Im weiteren Sinne wird die soziale, kulturelle und politische Umwelt des Staates in 

Betracht gezogen. (Feinson 2003: 25) Es wird dabei betont, dass die Unternehmen 

ihre Innovationen in keinem Falle isoliert realisieren, sondern immer in Kooperation 

mit anderen Organisationen. Dies geschieht im Rahmen festgelegter institutioneller 

Regeln (Edquist 2002: 226). Die Organisationen und Institutionen sind die Kompo-

nenten des Innovationssystems. Wesentliche Organisationen sind Unternehmen (Lie-

feranten, Kunden und die Konkurrenten), Universitäten, Schulen, wissenschaftliche 

Einrichtungen, Finanzistitute und Staatsbehörden. 

 

Nach OECD werden die Organisationen, die zum Innovationssystem gehören, in fünf 

Kategorien eingeteilt (1999: 32): 

1. staatliche Organisationen (lokale, regionale, staatliche und internationale), die 

die allgemeinen innovationspolitischen Richtlinien ausarbeiten; 

2.  Vermittlungsorganisationen (bridging organisations), z.B. wissenschaftliche Bei-

räte und Vereinigungen, die als Bindeglied zwischen den Mitarbeitern verschie-

dener Verbände und Forschungsanstalten auftreten; 

3. Privatunternehmen und Forschungsanstalten, die von Unternehmen finanziert 

werden; 

4.  Universitäten und andere kohärente Anstalten, die das Wissen und die Sach-

kenntnisse schaffen; 



 

 

5. andere öffentliche und private Organisationen, die eine spezifische Rolle im 

staatlichen Innovationssystem haben (öffentliche Laboratorien, Anstalten des 

technischen Transfers, gemeinsame Forschungsinstitute, Patentämter, Bil-

dungseinrichtungen usw.). 

 

Die Tätigkeit dieser Organisationen wird von der institutionellen Umwelt beeinflusst. 

Die Institutionen sind ein Gefüge von Gewohnheiten, Normen, Routinen, Praktiken, 

Regeln oder Gesetzen. Sie regeln die Beziehungen und die Mitwirkung zwischen 

Individuen, Gruppen und Organisationen, sie behindern oder fachen die Innovationen 

an (Edquist, Johnson 2000: 170).  

 

Edquist und Johnson teilen die Institutionen folgendermaßen auf (2000: 174): 

 

1. formelle (z.B. Gesetze, staatliche Regulationen) und unformelle (z.B. Sitten, Tra-

ditionen, Kooperationen) Institutionen; 

2. Basisorganisationen (diese legen die Grundregeln der Wirtschaftsprozesse fest, 

z.B. Eigentumsrechte und Kooperationsregeln) und unterstützende Institutionen 

(präzisieren die Grundregeln, z.B. in einigen Situationen gelten die Einschrän-

kungen auf die Nutzung des Privateigentums); 

3. strenge Institutionen, deren Aussagen immer obligatorisch zu betrachten sind und 

weiche Institutionen, deren Einhaltung als Empfehlungen gelten; 

4. und bewusst gegründete Institutionen (z.B. Patentgesetz, technische Normen) 

und spontan, im Laufe der Zeit enstandenen Institutionen (z.B. soziale Sitten, Ge-

wohnheiten und Routinen). 

 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, die Organisationen im Innovationssystem 

funktionieren als Spieler und die Institutionen wirken als Spielregeln. Trotz der ähnli-

chen Betrachtung haben die Komponenten des Innovationssystems in verschiede-

nen Staaten unterschiedlichen Inhalt.  

 

Die Organisationen werden von der institutionellen Umwelt beeinflusst. Die Hauptbe-

standteile dieser Umwelt sind das Rechtssystem, Normen, Routinen, Standards usw. 



 

 

Sehr oft werden die Institutionen innerhalb der Organisationen gebildet und einige 

Organisationen schaffen neue Institutionen. Zum Beispiel die Organisationen, welche 

die Normen/Standards ausarbeiten und die Behörden des öffentlichen Sektors, die die 

Innovationspolitik gestalten und verwirklichen. 

 

Die Entwicklung des Innovationssystems wird nicht nur dank der spontanen Tätigkeit 

der Unternehmen und Organisationen erfolgreich. In den letzten 15-20 Jahren entwi-

ckelte sich die Meinung, die Aufgabe des öffentlichen Sektors bestehe darin, mittels 

zweckmäßiger abgestimmter politischer Maßnahmen zur Gestaltung und Wirkung 

des Innovationssystems beizutragen, damit sich die Innovationsergebnisse der Un-

ternehmen verbessern. Das Innovationssystem soll die Bereichspolitik, Maßnahmen 

und Tätigkeiten, die die Innovation des öffentlichen Sektors fördern, zu einer Ganz-

heit vereinigen, damit die Anstrengungen des privaten Sektors neue gewinnbringen-

de Innovationen hervorbringt und diese auch anwenden kann. 

 

Folglich kann man sagen, dass die Innovation das Produkt der gesellschaftlichen Zu-

sammenarbeit ist und als Resultat gegenseitiger Beziehungen zwischen Unterneh-

men und Kunden, Lieferanten, Konkurrenten, den privaten und öffentlichen Bildungs- 

und Forschungsorganisationen, entsteht. Das Innovationssystem ist also die Grundla-

ge für die innovative Wirtschaftsentwicklung. Es wird auch das regionale und das 

sektorale Innovationssystem des Staates herausgestellt. Im vorliegenden Artikel kon-

zentriert man sich auf das staatliche Innovationssystem.  

 

Der Beitrag des öffentlichen Sektors zu Forschung und Entwicklung(F&E) ist heutzu-

tage nicht mehr ausreichend für die Verbesserung der staatlichen Innovationsleistung 

als Ganzes. Die Entwicklung der F&E und die erfolgreiche Anwendung ihrer Resultate 

in den Unternehmen hängen vom Bildungssystem ab, wo innovative und fähige Ar-

beitskräfte ausgebildet werden. Um die Innovationen und ihre Anwendungserfahrun-

gen zu verbreiten, sind zugängliche, öffentliche Infosysteme und –netzwerke zu ent-

wickeln und allen Interessenten zugänglich zu machen. Ebenso sind systematische 

Politikmaßnahmen für die Anregung der innovativen Tätigkeit und für die Verminde-

rung der enstandenen Risiken auszuarbeiten. Die gesamte Bereichspolitik, die Maß-



 

 

nahmen und Tätigkeiten sind übereinstimmend auf die Erzielung des bestmöglichen, 

innovationsbezogenen Endresultats - der Innovationsleistung – zu richten. Bei der 

Vorbeugung und Überwindung von Systemversagen spielt der öffentliche Sektor eine 

zentrale Rolle, der koordiniert, antreibt, Risiken verringert, Ressourcen anwendet und 

die kontinuierliche Anwendung leitet. Zu betonen ist, dass die Innovationspolitik die 

spontane Tätigkeit, die auf die Innovation der Wirtschaftssubjekte gerichtet ist, nur 

begrenzt beeinflussen kann (Edquist 2006: 191). 

 

Unklar ist bis heute die Stellung der Innovationspolitik im staatlichen Innovationssys-

tem. Reid (2009: 1) definiert die Innovationspolitik als Gefüge von Tätigkeiten, deren 

Ziel darin besteht, die Intensität und Effektivität der Innovationstätigkeit zu erhöhen. 

Die Innovationspolitik verwendet verschiedene Maßnahmen, um neue Produkte, 

Dienstleistungen und Prozesse zu entwickeln und zu verbreiten, sie wirksamer auf 

den Märkten und in den öffentlichen Organisationen zu nutzen (Lundvall, Borrás 

1997: 37). Der Erfolg der Innovationspolitik hängt von der Zusammenarbeit zwischen 

den einzelnen Politikbereichen ab (Reid 2009: 1). So kann sich die Innovationspolitik 

nicht von den anderen isolieren, weil alle Politikkomponenten als zusammenhängen-

des System auf die Innovationsförderung ausgerichtet sind. Inhaltlich sollen alle Re-

gelungen und Tätigkeiten des öffentlichen Sektors ein Ziel verfolgen, d.h. die Innova-

tion fördern und ein gesamtes effektives Innovationsystem schaffen. Bei der Planung 

der Innovationspolitik darf man nicht nur auf die wirtschaftlichen Innovationsfaktoren 

achten, wichtig sind dabei auch soziale und politische Faktoren. 

 

Einige Autoren benutzen visuelle Modelle, um das staatliche Innovationssystem zu 

charakterisieren. Die von OECD (1999: 23), Fischer (2001: 208), Kuhlmann und 

Arnold (2001: 2) und Feinson (2003: 29) verfassten Modelle zeigen, dass es an einer 

einheitlichen Auffassung über den Aufbau des staatlichen Innovationssystems fehlt. 

Aufgrund verschiedener Modellversionen wird im vorliegenden Artikel ein gesamtes 

Innovationsystemsmodell des Staates dargestellt (s. Abb. 1), dass präziser die Rolle 

der Innovationspolitik zwischen den Institutionen und den Organisationen zum Vor-

schein bringt. 

 



 

 

 

Abb. 1. Gesamtmodell des staatlichen Innovationssystems. (Von den Autoren 

zusammengestellt) 

 

Der Kern des staatlichen Innovationssystems besteht in den Organisationen, die das 

neue und wirtschaftlich nützliche Wissen schaffen, verbreiten und benutzen. Zu die-

sen Organisationen gehören Unternehmen, Bildungs- und Forschungsanstalten, 

Staatsbehörden u.a. Die Tätigkeit der Organisationen wird von formellen und spontan 

entwickelten informellen Institutionen beeinflusst. Informelle Sitten, Kooperationsnor-

men und Werteinschätzungen bringen vor allem die Abhängigkeit der gesellschaftli-

chen Entwicklung zum Ausdruck. Formelle Institutionen (bewusst und zweckmäßig 

Organisationen: 

Unternehmen  

Bildungs- und Forschungs-

anstalten  
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aufgestellte Regeln und Normen) versuchen die Beziehungen, die für die Entwicklung 

verschiedener Bereiche notwendig sind, zu regeln und zu fördern. Die Hauptaufgabe 

der Innovationspolitik ist, alle Politikzweige in ein einheitliches und die staatliche Inno-

vationsleistung förderndes System zu integrieren und diese auch zu koordinieren. Das 

staatliche Innovationssystem braucht die Innovationspolitik als koordinierendes und 

integrierendes Glied. Das Ziel der Innovationspolitik ist, den von formellen und infor-

mellen Institutionen geschaffenen positiven Einfluss auf die staatliche Innovationsleis-

tung auszulösen und zu verstärken. 

 

Die Darlegungen des staatlichen Innovationssystems wird hauptsächlich wegen sei-

ner Verschwommenheit kritisiert – „das staatliche Innovationssystem beinhaltet fast 

alles.“ Man versucht diesen Fehler zu reduzieren und das staatliche Innovationssys-

tem durch eine engere und eine weitere Betrachtungsweise zu unterscheiden (Lund-

vall 2007: 102), das ist aber in keinem Fall die reguläre Betrachtungsweise. Die Inno-

vationsforschungen, darunter die Behandlungen des Innovationssystems, ver-

schwimmt, weil die Entstehungsgründe der Innovation und die die Innovation fördern-

den Faktoren unverständlich sind. Die Rolle des öffentlichen Sektors ist bei der theo-

retischen Betrachtung der Innovation wenig erforscht worden, obwohl die Behörden 

des öffentlichen Sektors bei der Schaffung und Verbreitung neuer Kenntnisse von 

Bedeutung sind. (Edquist 2001: 3) Das in diesem Artikel dargestellte Modell des staat-

lichen Innovationssystems zeigt, welche Organisationen des öffentlichen Sektors für 

die Innovationsförderung existieren und welche Rolle sie bei der Gestaltung der insti-

tutionellen Innovationsumwelt und des Gesamtsystems spielen. Im Folgenden wird 

die Stellung des öffentlichen Sektors im Innovationssystem nach den Bereichen erläu-

tert, d.h. es wird das Wesen von fördernden Innovationstätigkeiten des öffentlichen 

Sektors und die Funktionen des Staates bei der Verbesserung der Innovationsleistun-

gen analysiert. 

 

 

 

 

 



 

 

3. Das Rahmenwerk der Innovationspolitik 

 

Im vorliegenden Teil wird die Innovationspolitik des öffentlichen Sektors nach einzel-

nen Bereichen strukturiert. Es ist festzustellen, dass die politischen Maßnahmen, die 

für die Innovationsförderung eingesetzt werden,  in verschiedenen Forschungen sehr 

verschieden strukturiert werden. Im Oslo’s Manual werden vier Bereiche hervorge-

bracht (OECD 1997b: 19-23). Die Europäische Kommission (Cunningham et al. 

2008: 44-45) unterscheidet ebenso vier Bereiche der Innovationspolitik, die sich aber 

wesentlich von der OECD dargestellten Struktur unterscheiden. Arundel und Hollan-

ders (2005: 10-15) bieten eine detaillierte Teilung an – acht Bereiche der Innovati-

onspolitik. Manjón (2010: 16-17) unterscheidet sieben Bereiche. 

 

Aufgrund der oben angeführten Behandlungen und des im vorigen Teil dargestellten 

Modells des staatlichen Innovationssystems wird im vorliegenden Artikel das Rah-

menwerk der Innovationspolitik synthetisiert (s. Tabelle 1). 

 



 

 

Tabelle 1. Bereiche der Innovationspolitik und Politikmaßnahmen 

1. Förderung der F&E des öffentlichen Sektors 

Finanzierung der F&E und der Innovation im öffentlichen Forschungssektor 

Übertragung der Forschungsarbeiten des öffentlichen Sektors auf wirtschaft-
lich wichtige Tätigkeitsbereiche 

Programme, die die Geschäftstätigkeit der Mitarbeiter der öffentlichen For-
schungsanstalten unterstützen 

Subventionen des öffentlichen Sektors zum Erwerb neuer Technologien in 
den Forschungsanstalten 

2. Unterstützung der F&E des Unternehmungssektors 

Finanzielle Unterstützungen für F&E des privaten Sektors und für Innovatio-
nen (darunter Steuerermäßigungen) 

Gezielte Unterstützung für Forschungsarbeit in den strategischen Bereichen 

Subventionen für Unternehmen zum Erwerb neuer Technologien 

3. Unterstützung der innovationsbezogenen Zusammenarbeit 

Unterstützung der Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen und dem öf-
fentlichen Forschungssektor 

Unterstützung der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit 

Förderung der internationalen Zusammenarbeit im Bereich der F&E und der 
Innovation 

4. Förderung des für die Innovation notwendigen Humankapitals 

Schaffung der Bildungsgrundlage: Grund- und Mittelschulbildung, um div. Fer-
tigkeiten zu garantieren; Finanzierung der Hochschulbildung (darunter die 
Fachausbildung für Wissenschaftler und Ingenieure) 

Förderung der Massnahmen, die die Interesse der Jugendlichen für Wissen-
schaft, Technologie und Innovation erwecken 

Entwiclung der Fortbildungsprogramme für Erwachsene (lebenslanges Ler-
nen) 

Ausbildung des Forschungspersonals und Unterstützung deren Mobilität 

5. Unterstützung der die Innovation fördernden Umwelt 

Schaffung der gesetzlichen Umwelt und eines Steuersystems, das für die In-
novation angemessen ist 

Schutz des intellektuellen Eigentums (darunter Politik, Unterstützung von Pa-
tentanträgen der Unternehmen und der öffentlichen Forschungsanstalten und 
die Programme für die Informationsverbreitung) 

Dienstleistungen des öffentlichen Sektors für innovative und neugegründete 
Unternehmen 

Für neue Unternehmen den Zugang zur Finanzierung erleichtern (darunter 
Förderung der Risikokapitalfinanzierung) 

Unterstützung der F&E und der innovativen Infrastruktur (z.B. Informations- 
und Kommunikationstechnologien) 

Quelle: Von den Autoren zusammengestellt, aufgrund der Werke von Arundel, Hol-
landers 2005: 10-15; Cunningham et al. 2008: 44-45 und Manjón 2010: 16-17. 
 

 

 



 

 

1. Bereich: Förderung der F&E des öffentlichen Sektors.  

 

Forschungen beweisen, dass in den Staaten mit einem hohen Wissenspotential, die 

wirtschaftliche Entwicklung schneller vorangeht. Diese Staaten sind auch konkurrenz-

fähiger, wenn sich die Finanzierung der F&E vergrößert. So bekommen die Staaten 

als Resultat wachsender Innovationen im Vergleich zu anderen einen ersichtlichen 

Vorsprung zu anderen Staaten. Die F&E setzt eine systematische und kreative Arbeit 

voraus, um neues Wissen den potentiellen Benutzern zur Verfügung zu stellen (Grupp 

1998: 11). Die F&E ist vor allem bei der Ausarbeitung neuer Technologien für die 

Produkt- und Prozessinnovationen von Bedeutung. Die F&E des öffentlichen Sektors 

findet hauptsächlich in den Universitäten und Forschungsanstalten statt, seltener 

auch in größeren Privatunternehmen. Als Resultat der F&E stehen allen Interessenten 

zugängliche Kenntnisse zur Verfügung (Edquist 2006: 192). Die F&E der For-

schungsanstalten trägt im Vergleich zu Universitäten einen angewandterten Charak-

ter, sie ist wie technische Entwicklungsarbeit zu betrachten (OECD 1998: 83) 

 

Das Finanzierungsziel der F&E des öffentlichen Sektors ist, die Innovation im privaten 

Sektor zu unterstützen. Man hofft, dass die Basisforschung einer Universität oder ei-

ner Forschungsanstalt Entdeckungen hervorbringt, deren praktischer Wert von den 

privaten Unternehmen erkannt und das neue Wissen bei der Verwirklichung der Inno-

vationsprojekte verwendet wird (Pavitt 2006: 93). Es wird die Meinung geäußert, dass 

von diesen Forschungen der Universitäten und der Forschungsanstalten  die Großun-

ternehmen am meisten profitieren. Dies basiert darauf dass Kleinunternehmen nicht 

imstande sind, einen Kooperationspartner aus der Universität zu finden um an der 

Zusammenarbeit mit diesem direkt zu profitieren (Forsman 2009: 225). Es gibt aber 

auch eine Gegenargumentation: diese geht davon aus, dass an öffentlichen For-

schungsanstalten die Kleinunternehmen mehr als Großunternehmen profitieren, da 

Großunternehmen bessere innerbetriebliche Möglichkeiten bereithalten.(Audretsch 

2003: 18). 

 

Die F&E der Universitäten und der Forschungsanstalten kann mit verschiedenen In-

strumenten finanziert werden: Verträge, reguläre Unterstützungen oder auf unregulä-

ren Projekten beruhende Unterstützungen und Kredite. In vielen Staaten ist der Anteil 



 

 

an regulärer Finanzierung geringer geworden, wichtiger ist die Unterstützung von Pro-

jekten. (OECD 1998: 81-83) 

 

Die bisherigen empirischen Analysen über die Innovationsbeziehungen zwischen der 

F&E des öffentlichen Sektors und dem privaten Sektor lassen gegensätzliche Resul-

tate erkennen. Falk (2004: 23) analysierte die Angaben von 21 OECD-Mitgliedstaaten 

und stellte fest, dass die Aufwendungen für F&E im Hochschulbildungssektor positiv 

mit den Aufwendungen für F&E im Unternehmungssektor verbunden sind. Zwischen 

den Aufwendungen für F&E in anderen Staatsbehörden und den Aufwendungen im 

Unternehmungssektor wurde von dem statistischen Standpunkt kein wesentlicher Zu-

sammenhang festgestellt. Aufgrund der Angabenanalyse von 17 OECD-

Mitgliedstaaten behaupten Guellec und van Pottelsberghe (2003: 237), dass die staat-

lichen Aufwendungen für F&E die Aufwendungen für F&E im Unternehmungssektor 

ankurbeln, wenn die staatlichen Forschungen als Unterauftrag in den Unternehmen 

verwirklicht werden. Wenn die Forschungen in den Forschungsanstalten oder Labora-

torien des öffentlichen Sektors vorgenommen werden, dann ist dieser Zusammen-

hang negativ, d.h. es besteht die Vermutung, dass die Aufwendungen für F&E des 

Unternehmungssektors teilweise von denen des öffentlichen Sektors “verdrängt” 

(crowding-out) werden. Zwischen den Aufwendungen für F&E des Hochschulsektors 

und den Aufwendungen für F&E des Unternehmungssektors sehen Guellec und van 

Pottesberghe keinen wesentlichen Zusammenhang. 

 

Es besteht die Möglichkeit, dass die Forschungen der Universitäten und der For-

schungsanstalten für die Innovationspolitik keine erwünschte Wirtschaftsentwicklung 

mit sich bringen, wenn die staatlichen, örtlichen Unternehmen nicht imstande oder 

uninteressiert sind, die Forschungsresultate in die Tat umzusetzen. Es entstehen also 

keine Innovationen. Neue Erkenntnisse werden manchmal in andere Länder ausge-

führt und ihre Verwendung erbringt ihren Nutzen in der dortigen Wirtschaft. (Smart 

Innovation 2006: 25) Der öffentliche Sektor soll also seine Wissenschaftsförderung an 

die Wirtschaft des Landes anpassen und wissenschaftlichen Arbeitsergebnisse für die 

Wirtschaftsentwicklung seines Landes anwenden. 

 

 



 

 

2. Bereich: Unterstützung der F&E des Unternehmungssektors. 

 

Die von den Unternehmen geleistete F&E ist vor allem die Förderungstätigkeit: deren 

Ziel ist, dank innovativen Erkenntnissen neue gewinnbringende Anwendungsmöglich-

keiten für die Unternehmen zu finden (Edquist 2006: 194). Der öffentliche Sektor kann 

die F&E des privaten Sektors durch direkte und indirekte Instrumente unterstützen. 

Als direkte Instrumente gelten zweckgebundene Forschungssubventionen und sub-

ventionierte oder gesicherte Kredite, die direkt an die Unternehmen gerichtet werden. 

Bei der Verteilung der direkten Unterstützungen kommen nur wertmäßige Projekte in 

Betracht. (OECD 2007: 20) Die direkte Finanzierung der F&E des privaten Sektors ist 

nicht immer berechtigt, denn die Staatsbehörden können manchmal die Forschungen 

in falschen Bereichen finanzieren (OECD 2001. 64). Gewöhnlich wird die F&E des 

Unternehmungssektors von dem öffentlichen Sektor im Vergleich zur F&E der öffentli-

chen Behörden weniger unterstützt. Der wesentliche Teil der F&E, des Unterneh-

mungssektor, wird von den Unternehmen selbst finanziert. 

 

Die bisherigen empirischen Forschungen zeigen den positiven Zusammenhang zwi-

schen den Erneuerungen im Unternehmungssektor und den Unterstützungen, die der 

öffentliche Sektor für die F&E des Unternehmungssektors geleistet hat. Guellec, van 

Pottelsberghe (2003: 237) und Falk (2004: 23) stellten fest, dass die direkten Subven-

tionen des staatlichen Sektors zur F&E des Unternehmungssektors die Aufwendun-

gen für F&E des Unternehmungssektors vergrößern. Denselben Standpunkt vertreten 

auch Wolff und Reinhaler (2008: 1410), die die Angaben von 15 OECD-

Mitgliedstaaten analysierten. Die Analyse von Daten der belgischen Unternehmen, 

von Aerts und Czarnitzki (2004: 16) zeigt, dass dank der Finanzierung durch F&E des 

öffentlichen Sektors die Investitionen der Unternehmen in ihrer eigenen F&E steigen. 

 

Die Analysen zeigen auch, dass die staatlichen Subventionen zur F&E für viele Un-

ternehmen (besonders Kleinunternehmen) sehr wichtig sind (González, Pazó 2008: 

385). Wu (2005: 799) analysierte die Paneldaten von 13 Bundesstaaten der USA und 

stellte fest, dass es statistisch keinen wesentlichen Einfluss der Subventionen zur 

F&E auf die Aufwendungen für private F&E  gibt. Bei der Analyse der Angaben deut-

scher und finnischer Unternehmen stellten Czarnitzki et al. (2007: 1364) fest, dass die 



 

 

Finanzierung durch den öffentlichen Sektor die privat angemeldeten Patente erhöht. 

 

Außer der Direktfinanzierung der F&E gibt es noch andere Möglichkeiten, die F&E der 

Unternehmen anzuregen, z.B. durch indirekte Steuerermäßigungen. Guellec, van Pot-

telsberghe (2003: 237) und Falk (2004: 23) stellten fest, dass Steuerermäßigungen 

(gemessen mit Hilfe des B-Index)1 die Aufwendungen für Unternehmens-F&E, ver-

größert. Falk (2004: 23) zeigte, wenn sich die Aufwendungen für F&E um ein Prozent 

vermindern (d.h. die Steuerermäßigung von F&E vergrößert sich), wird dies langfristig 

eine 0,9 prozentige Steigerung der Aufwendungen für F&E in den Unternehmen zur 

Folge haben . Auch die Analyse, die aufgrund der in den USA-Bundesstaaten durch-

geführten Angaben, bestätigt den positiven Einfluss der Steuerermäßigungen (Wu 

2005: 799). 

 

Die Resultate der empirischen Analyse zeigen, dass die Steuerermäßigungen für die 

F&E des privaten Sektors ein wirksamerer Stimulus für die innovative Tätigkeit als die 

Direktsubventionen des öffentlichen Sektors sind. Der Grund liegt darin, dass die Di-

rektsubventionen sehr oft bestimmte staatliche Ziele befolgen und nicht die F&E des 

privaten Sektors stimulieren. (OECD 2007: 9) Die Unternehmen, die sich mit der F&E 

nicht beschäftigen, investieren in die F&E nicht und die Steuerermäßigungen haben 

keine Anreizfunktion. Die Steuerermäßigungen üben keinen Einfluss auf die allgemei-

ne Strategie der F&E des Unternehmens aus, sie vergrößern nur den Umfang der 

Programme der F&E im Unternehmen (OECD 2001: 64). Also sind Steuerermäßigun-

gen kein Anreiz für die Unternehmen, um neue Projekte der F&E zu initiieren, sie för-

dern nur die vorhandenen Projekte. 

 

Es ist wichtig, bei der Unterstützung für die F&E des Unternehmungssektors darauf zu 

achten, dass die Unterstützungen auf die Bereiche gezielt worden sind, die mit den 

Zielen der staatlichen Innovationspolitik im Einklang stehen. Die Unterstützungen des 

Unternehmungssektors sind auf strategische Bereiche der Forschungsarbeit zu len-

ken, wie z.B. Informations- und Kommunikationstechnologie und Biotechnologie (A-

                                                 
1
  Der B-Index ist ein Indikator, mit dem die Steuerermäßigungen für F&E in verschiedenen Staaten 

verglichen werden. Der B-Index ist als Gegenwartswert des Vorsteuergewinns zu verstehen, er wird zur De-

ckung der Investitionen für F&E und zur Zahlung der Umsatzsteuer des Unternehmens verwendet, um die For-

schungstätigkeit zu fördern (Warda 2005: 5). 



 

 

rundel, Hollanders 2005: 15). 

 

Auch die Klein- und Mittelunternehmen leisten ihren Beitrag zur Innovation des priva-

ten Sektors, ihre Aufwendungen für F&E an Eigenmitteln sind unvermeidlich gering. 

Die Finanzierung der F&E durch den öffentlichen Sektor ist für die Klein- und Mittelun-

ternehmen sehr wichtig. Die Klein- und Mittelunternehmen können neue Ideen gene-

rieren und dem Staat nützlich sein (Hyytinen, Toivanen 2005: 1388). Im Allgemeinen 

verfügen die Großunternehmen über bessere innovative Fertigkeiten und Ressour-

cen, ein großer Vorteil der Klein- und Mittelunternehmen besteht aber in ihrem besse-

ren Anpassungsvermögen (Forsman 2009: 225). Ihre Führungsstruktur ist einfacher 

und die Entscheidungen werden schneller getroffen (Audretsch 2004: 177). 

 

 

3. Bereich: Unterstützung der innovationsbezogenen Zusammenarbeit.  

 

Die innovationsbezogene Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und Organisatio-

nen spielt eine wesentliche Rolle im Innovationssystem. Edquist betont (2006: 197), 

dass das gegenseitige Lernen zwischen den Organisationen für den Innovationspro-

zess von Bedeutung ist. Dank der Zusammenarbeit werden gemeinsame Probleme 

der F&E gelöst, es ist einfacher die Unterstützung des öffentlichen Sektors zu be-

kommen. Oft entsteht während der Zusammenarbeit eine Synergie, denn die Unter-

nehmen werden fachkundig beraten (Manjón 2008: 48). Die gewinnbringende Zu-

sammenarbeit ergibt sich aus verschiedenen Quellen: man bekommt neue Erkennt-

nisse, die Erschließung neuer Märkte ist einfacher, die Aufwendungen für F&E und 

die Produktionskosten sind geringer und eine Risikoverteilung ist möglich (Glaister, 

Buckley 1996: 304-305). 

 

Die Innovationsforschung CIS2008 (The Community Innovation Survey 2008), die in 

den Unternehmen der EU durchgeführt wurde, bestätigt die Bedeutung der Zusam-

menarbeit. In der EU nahm durchschnittlich jedes viertes innovative Unternehmen 

(23,6%) an irgendeiner innovationsbezogener Zusammenarbeit teil (Eurostat 2011). 

Kaiser (2002: 767) untersuchte die Angaben der deutschen Unternehmen und stellte 

fest, dass die Unternehmen, die in die Zusammenarbeit einbezogen sind, um 18,3% 



 

 

mehr für die F&E ausgeben als die anderen. Die Zusammenarbeit beeinflusst die 

Aufwendungen der Unternehmen für F&E und die Zahl von Patenten positiv (Czarni-

tzki et al. 2007: 1364). Belderbos u.a. (2004: 1488) analysierten die Angaben der hol-

ländischen Unternehmen und zog daraus eine Schlussfolgerung: Das dank der Zu-

sammenarbeit zwischen den Universitäten und Forschungsanstalten neue oder we-

sentlich vervollkommnete Waren und Dienstleistungen auf den Markt gebracht wer-

den. 

 

Die offizielle und inoffizielle Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen und dem 

öffentlichen Sektor ist mehr in Staaten verbreitet, in denen es mehr innovative Unter-

nehmen gibt (OECD 2001: 56). 

 

Aus dem Obenerwähnten lässt sich schlussfolgern,  dass es die Aufgabe des öffentli-

chen Sektors ist, die Kooperationsnetzwerke zu unterstützen. Das wird mittels ver-

schiedener Mittel gemacht. Der öffentliche Sektor unterstützt die Zusammenarbeit 

zwischen Unternehmen, Universitäten und Forschungsanstalten. Wenn die Unter-

nehmen spüren, dass die Zusammenarbeit mit einem Risiko verbunden ist, dann ver-

suchen sie die Beziehungen zu vermeiden (Liu, White 2001: 1109). In diesem Fall ist 

die Aufgabe des öffentlichen Sektors, die Zusammenarbeit gegen diesen Opportu-

nismus zu schützen. Der öffentliche Sektor kann  Zusammenarbeitsprogramme an-

wenden, die eine neutrale Umwelt schaffen und in der die Zusammenarbeit geschützt 

verlaufen kann (OECD 2005: 21). 

 

Der öffentliche Sektor kann als Kommunikationskanal und Vermittler auftreten, damit 

die Universitäten und die Forschungsanstalten über die Entwicklungsbedürfnisse der 

Unternehmen Auskunft erhalten und die Unternehmen über die Forschungen, die an 

den Universitäten und in den Forschungsanstalten durchgeführt werden, partzipieren 

können (Chang, Shih 2004: 534). Ebenso wichtig ist, die zwischenbetriebliche Zu-

sammenarbeit zu fördern, der öffentliche Sektor kann dazu beitragen, indem er vor-

rangig die Zusammenarbeitsprojekte finanziert (OECD 2005: 18). Czarnitzki und Fier 

(2003: 25) stellten aufgrund ihrer Forschungen fest, dass die mit Netzwerken verbun-

denen Unternehmen, die vom öffentlichen Sektor finanziert werden, mit ziemlicher 

Sicherheit eher ein Patent beantragen, im Vergleich zu den Unternehmen die sich 



 

 

selbst innerhalb der Netzwerke finanzieren. 

Der öffentliche Sektor sollte auch die Zusammenarbeit zwischen den Klein- und Mit-

telunternehmen und Universitäten oder den Forschungsanstalten unterstützen. Sehr 

oft mangelt es bei den Klein- und Mittelunternehmen an Zeit, Ressourcen, Technolo-

gie oder auch an Erfahrungen. Die Universitäten und die Forschungsanstalten wären 

imstande, den Klein- und Mittelunternehmen Erfahrungen, Technologie und Ressour-

cen zugänglich zu machen. (Tilley, Tonge 2003: 7-8) Ein Hindernis für die Zusam-

menarbeit zwischen den Klein- und Mittelunternehmen und den Universitäten ist oft 

die Einstellung der KMU, dass die Forschungsarbeit der Universitäten nicht direkt bei 

der Lösung konkreter Probleme anwendbar sei(Woolgar et al. 1997: 1). 

 

 

4. Bereich: Förderung des für die Innovation notwendigen Humankapitals. 

 

Eine wichtige Rolle im staatlichen Innovationssystem spielt das Humankapital – 

Facharbeitskraft, die das Hauptinput des Innovationsprozesses bildet. Deshalb ist es 

wichtig, kompetente Mitarbeiter auszubilden, die die Innovation initiieren und verwirk-

lichen. Sørensen (1999: 429) ist der Meinung, dass die F&E erst dann gewinnbrin-

gend wird, wenn das Humankapital ein bestimmtes Entwicklungsniveau erreicht hat. 

Manjón behauptet, je innovativer die Wirtschaft ist, desto höher sollen die Fertigkeiten 

der Individuen sein, um neue Produkte und Dienstleistungen zu entwickeln. Die Grün-

dung neuer, innovativer Unternehmen stellt hohe Anforderungen an das Können des 

Unternehmers (Manjón 2008: 54). 

 

Die ausgebildete Facharbeitskraft ist ebenso wichtig für die Anwendung neuer Tech-

nologien. Bartel und Lichtenberg (1987: 8) stellten aufgrund ihrer Forschungen fest, 

dass die Anwendung neuer Technologien positiv mit der Nachfrage nach hochqualifi-

zierter Arbeitskraft verbunden ist. Rappaport stellte empirisch fest (1999: 33-34), dass 

die Aufwendungen des öffentlichen Sektors für Ausbildung in positiver Relation zu der 

staatlichen Entwicklung stehen. 

 

Die Bildungs- und Ausbildungsinvestitionen sind aus verschiedenen Gründen wichtig. 

Erstens, die gebildeten Menschen verbreiten neue Erkenntnisse, die das Wirtschafts-



 

 

wachstum und den Wohlstand beeinflussen und die Innovationen anreizen. Zweitens, 

das Bildungssystem soll die Forscher auf die Schaffung neuer Erkenntnisse vorberei-

ten. (European Commission 2003b: 210) Empirisch wurde festgestellt, dass die Quali-

tät des Bildungssystems Innovationsentwicklungen positiv beeinflusst. Varsakelis 

(2006: 1088) analysierte die Angaben von 29 Staaten und stellte fest, je höher die 

Investitionen für die Bildung sind, desto größer ist die Zahl der Patenten in einem 

Staat. Die Forschungen beweisen, dass die Investitionen des öffentlichen Sektors für 

die Hochschulbildung, die Aufwendungen für F&E der Unternehmen vermehren (Wu 

2005: 788). 

 

Um das Innovationsergebnis zu sichern, ist es wichtig, das Interesse der Jugendli-

chen für die Wissenschaft und die Technologie zu erwecken. Das Lernen und Fortbil-

dungen sind auch nach dem Abschluss der Universität fortzusetzen. Da sich die 

Technologien heutzutage schnell entwickeln und ändern, ist die Kenntnisaneignung 

permanent fortzusetzen, um sich an die Veränderungen anzupassen und die per-

söhnliche fachmännische Entwicklung erfolgreich zu sichern (European Commission 

2003b: 203). Das lebenslange Lernen soll zu einem reibungslos funktionierenden 

System werden. Das Bildungssystem soll die genügende Zahl der F&E-Mitarbeiter 

garantieren. Vom Standpunkt der Verbreitung der Erkenntnisse ist eine wachsende 

Mobilität der Wissenschaftler und der Ingenieure sehr wichtig. Die Aufgabe des öffent-

lichen Sektors ist, die Zusammenarbeit zwischen dem akademischen Personal und 

den Privatunternehmen zu ermöglichen (Privatunternehmen beraten, teilweise die Zeit 

im Unternehmen verbringen oder sogar als ein Eigentümer sein). Auf diese Weise 

fließen neue Erkenntnisse aus den Universitäten und den Forschungsanstalten in den 

privaten Sektor. (OECD 2001: 76) 

 

5. Bereich: Unterstützung der Innovation fördernden Umwelt (nachfrageindu-

zierte Instrumente).  

 

Der öffentliche Sektor kann die Innovation mit den angebotinduzierten Instrumenten 

auch zusätzlich mit nachfrageinduzierten Instrumenten fördern: verschiedene Geset-

ze, Regelungen und Normen, die die Unternehmen auf die Erzeugung und Anwen-

dung neuer Ideen lenken. z.B. bei der Elektrizitätserzeugung verbieten Sicherheits- 



 

 

und Umweltnormen veraltete Technologien. In der Energetik werden große Investitio-

nen gemacht, um neue energieerzeugende Technologien zu entwickeln. Zahlreiche 

OECD-Mitgliedstaaten investieren große Summen für die F&E auf dem Gebiet der 

Energetik. (OECD 2007: 25) 

 

Die Rechtssprechung bezüglich der Umweltverschmutzung üben einen wesentlichen 

und kumulativen Einfluss auf die Tätigkeitsbereiche aus, die sich mit Produktion von 

Chemikalien und Materialien, Abbau und Transport beschäftigen (Tidd et al. 2006: 

51). Die Aufgabe des öffentlichen Sektors ist es, das Regulationssystem, welches die 

innovativen Tätigkeiten fördert, auszuarbeiten und die Eignung vorhandener Gesetze, 

Bestimmungen und Normen zu prüfen. Die Ausarbeitung und Änderung der Gesetze 

sind wichtige Mittel der Innovationspolitik, sie sind sogar wichtiger als Subventionen 

oder andere Finanzinstrumente (Edquist 2002: 229). 

 

Zu den nachfrageinduzierten Instrumenten gehören auch öffentliche technologische 

Unterauftragsvergaben: die öffentlichen Behörden als Kunden bestellen ein neuarti-

ges Produkt oder eine neuartige Dienstleistung. Diese Auftragsvergabe kann eine 

Verwendung der Innovationen verursachen, neue Märkte erschließen und langfristige 

sozialwirtschaftliche Probleme lösen. (Ibid.: 229-230) 

 

Vom Standpunkt der innovativen Tätigkeit ist das gesetzlich geschützte geistige Ei-

gentum, darunter auch das existierende Patentgesetz von großer Bedeutung. Der 

Schutz des geistigen Eigentums unterstüzt die Investitionen für die F&E und sichert 

die Verbreitung der F&E-Resultate gemäß dem Urheberrecht (Manjón 2010: 19). Der 

Schutz des geistigen Eigentums ist wichtig, um die allgemeine Konkurrenzfähigkeit 

des Staates und der Unternehmen zu fördern (Manjón 2008: 56). Der effektive 

Schutz der Rechte des intellektuellen Eigentums regt den privaten Sektor zu Investi-

tionen an (Liu, White 2001: 1109). 

 

Die empirischen Analysen zeigen, dass Staaten mit einem effektiveren Schutz des 

geistigen Eigentums größere Investitionen für die F&E vornehmen (Varsakelis 2001: 

1067; Bebczuk 2002: 116; Kanwar, Evenson 2003: 258; Lederman, Maloney 2003: 



 

 

21). Außerdem stellte Falk (2004: 23) fest, dass der Index des Patentrechts2 in 

positiver Korrelation zu den Aufwendungen für F&E des Unternehmungssektors steht.  

 

Der Prozess, während dessen ein Patent beantragt wird, ist kostenaufwendig. 

Besonders für KMU wird der Patentantrag wegen hoher Kosten zu einem Problem 

(Manjón 2008: 57). Die Patente können auch einen negativen Einfluss auf die 

Wirtschaft ausüben – sie behindern die Innovationsverbreitung und verursacht die 

Wettbeverbsfälschungen, wenn das Unternehmen, dass das Patent besitzt, die 

Monopolstellung auf dem Markt ausnutzt (OECD 2004: 9). 

 

Der öffentliche Sektor ist imstande, die Gründung und die Entwicklung der innovativen 

Unternehmen zu unterstützen, indem die Umwelt mit Hilfe von administrativen, 

finanziellen und rechtlichen Maßnahmen für die neuen Unternehmen günstiger 

gemacht wird (European Commission 2003a: 6). Für diesen Zweck sollen 

Staatsbehörden existieren, die das Geschäft betreffende Ratschläge auf folgenden 

Gebieten erteilen: Rechtshilfe, Konsultationen über Patentierung, Marketing, 

Management, Personaleinstellung (Ibid.: 22). Als wesentliche Infrastruktur für ein 

neugegründetes Unternehmen sind Unternehmungsinkubatoren, Innovationszentren 

und Technologieparks. Der Unternehmungsinkubator ist ein neugegründete 

Unternehmen unterstützendes Instrument, das den antretenden Unternehmern 

notwendige Ressourcen und Dienstleistungen anbietet, bis sie wirtschaftlich 

selbständig und lebensfähig aus dem Programm ausscheiden. (Manjón 2008: 59)  

 

Da die Finanzierung als Haupthindernis bei der Neugründung und der Erweiterung 

vorhandener Unternehmen auftritt, ist für die Unternehmen der Zugang zum 

Kapitalmarkt zu sichern (Manjón 2008: 54). Am wichtigsten für technologische und 

innovative Unternehmen ist der Zugang zum Risikokapital, denn dies ist neben der 

Eigenfinanzierung die wesentliche alternative Finanzierungsweise (Manjón 2010: 19). 

                                                 
2
  Als Index des Patentrechts wurde in dem vorliegenden Artikel der Ginarte-Park’s Index für Recht des 

intellektuellen Eigentums verwendet. Der Index besteht aus fünf Subindikatoren: (1) Umfang des Schutzes, (2) 

Mitgliedschaft in internationalen Patentabkommen, (3) Bedingungen, die sich von Schutzverlusten ableiten, (4) 

Inkrafttretungsmechanismen und (5) Dauer des Schutzes. Jeder Subindikator wird im Intervall 0 und 1 bewertet 

und die Gesamtsumme von fünf Indikatoren ist gleich dem Indexwert im entsprechenden Staat. Demzufolge 

bleibt der Indexwert im Intervall 0 und 5, wobei das höhere Niveau auf das stärkere Schutzniveau hinweist. 

(Park, Ginarte 1997: 52) 



 

 

Diese alternativen Finanzierungsmöglichkeiten sind für KMU sehr wichtig. 

 

 

Zusammenfassung 

 

Der öffentliche Sektor mischt sich in die Innovationsprozesse ein, um die innovati-

onshemmenden Markt- und Systemversagen zu beseitigen. Gleichzeitig bedarf die 

Einmischung des öffentlichen Sektors einer sorgfältig analytischen Begründung, weil 

die Einmischung die Marktprozesse falsch darstellen und die Innovationsprozesse in 

eine wirtschaftlich nachteilige Richtung lenken kann. Die Möglichkeit eines Versa-

gens des öffentlichen Sektors muss betrachtet werden. 

 

Die innovationbetreffende Aktivität eines Unternehmens hängt von der Wirksamkeit 

des staatlichen Innovationssystems ab. Die bisherigen Behandlungen des Innovati-

onssystems sind verschwommen und sie charakterisieren die Stellung der Innovati-

onspolitik innerhalb dieses Systems nicht adäquat. Im vorliegenden Artikel werden 

frühere Forschungen verallgemeinert und ein staatliches Gesamtmodell des Innova-

tionssystems dargestellt. Den Kern des staatlichen Innovationssystems bilden die 

Organisationen, die in ihrer Mitwirkung neue und wirtschaftlich gewinnbringende Er-

kenntnisse schaffen, verbreiten und verwenden. Die innovationsbetreffende Tätigkeit 

der Organisationen entsteht direkt unter dem Enfluss der staatlichen Innovationspoli-

tik, die die Zusammenhänge zwischen den formellen und spontanen Institutionen 

koordiniert und integriert. 

 

Der öffentliche Sektor fördert die Innovationsleistung, indem er die 

innovationspolitischen Instrumente verwendet, die die wirtschaftspolitischen Ziele 

verfolgen und die staatliche Innovationspolitik verwirklichen. Aufgrund zahlreicher 

internationaler Forschungsergebnisse wird im vorliegenden Artikel die 

Innovationspolitik des öffentlichen Sektors in fünf Bereiche zusammengefügt: 

Entwicklung der F&E des öffentlichen Sektors; Unterstützung für F&E des privaten 

Sektors; Förderung der innovationsbetreffenden Zusammenarbeit; Ausbildung des für 

die Innovation notwendigen Humankapitals; Unterstützung der die Innovation 

fördernden Umwelt ( nachfrageinduzierte Faktoren). 
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